



Jugendliche, die sich in der Übergangsphase ins Erwachsenenalter befinden, sind mit 
vielen Aufgaben, Herausforderungen und Problemen konfrontiert, die es zu bewältigen 
gilt. Es ist vor allem eine Phase der zunehmenden Verselbständigung, der Ablösung 
vom Elternhaus und der Entwicklung von eigenständigen Beziehungen und 
Lebensformen. Junge Menschen schließen hierbei unter anderem ihre 
allgemeinbildende Schule ab, sie entwickeln Berufs- und Lebensperspektiven und sie 
versuchen diese in Auseinandersetzung mit gegebenen Möglichkeiten umzusetzen. 
Letztendlich wird eine Integration in den Erwerbsarbeitsmarkt angestrebt. Die 
Möglichkeiten der Verselbständigung in privater Hinsicht sind dabei nicht unabhängig 
von den langjährigen Prozessen der Bildung, Ausbildung und Platzierung auf dem 
Arbeitsmarkt.  
Gelingt es jungen Menschen nicht eine Ausbildung zu absolvieren oder in die 
Erwerbsarbeit einzumünden, dann gelangen sie oft in den Kreislauf staatlicher 
Unterstützungsleistungen. Hilfestellung können diese dann sowohl unter dem 
Anwendungsbereich des SGB II, SGB III als auch des SGB VIII erhalten. In meiner 
Ausarbeitung werde ich mich aber vor allem auf die Leistungsangebote des SGB II und 
SGB VIII beschränken.  
Durch die Einführung des SGB II haben sich besonders für Arbeitssuchende im Alter 
zwischen 15 und 25 Jahren (U 25) die Bedingungen der materiellen Existenzsicherung 
verändert. Das SGB II und das SGB VIII unterscheiden sich grundsätzlich in ihrer 
allgemeinen Zielsetzung. Vorrangiges Ziel des SGB II ist die Vermittlung in Arbeit und 
damit einhergehend die Beendigung und Vermeidung von materieller Hilfebedürftigkeit. 
Dagegen verfolgt das SGB VIII das Ziel der ganzheitlichen Förderung der 
Persönlichkeitsentwicklung. Leistungsansprüche nach dem SGB II und dem SGB VIII 
können sowohl nebeneinander bestehen als auch zueinander in Konkurrenz treten. 
Wie dies in der Praxis umgesetzt wird und welche Auswirkungen bestimmte 
Gesetzeslagen für junge Menschen gerade in einer solchen wichtigen 
Entwicklungsphase haben, stellt einen Themenschwerpunkt meiner Bachelorarbeit dar. 
Ebenso werde ich die Arbeitsmarktsituation in Deutschland darlegen und Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit aufzeigen.  
 
Um eine allgemeine Grundlage für die folgenden Aufführungen zu schaffen, beschäftigt 
sich der erste Teil meiner Arbeit mit der Lebensphase Jugend und junges 
Erwachsenenalter. Hierbei werde ich auf die Herausforderungen, Entwicklungs-
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aufgaben und die dabei entstehenden Problemlagen eingehen, welche sich speziell in 
der Übergangsphase für junge Menschen stellen können. 
 
Im zweiten Kapitel meiner Arbeit werde ich soziale Hilfe- und Unterstützungsangebote 
aufzeigen, welche diesen jungen Menschen auf dem Weg ins Berufsleben zur 
Verfügung stehen. Fokus ist hierbei auf Jugendliche und junge Erwachsene gelegt, 
welche durch spezielle Benachteiligungen Schwierigkeiten haben, sich auf dem 
derzeitigen Arbeitsmarkt zu etablieren und somit gesellschaftlich ausgegrenzt werden. 
 
Das dritte Kapitel beschreibt die Ausbildungs- und berufliche Situation in Deutschland. 
Grundlage dieser Aufführungen bilden die statistischen Erhebungen des Bundesamts 
für Berufsausbildung  für das Jahr 2009. 
 
Kapitel 4 meiner Arbeit behandelt den gesetzlichen Auftrag des SGB VIII. Hierbei 
werde ich mich speziell auf den Leistungsbereich des § 13 SGB VIII konzentrieren und 
Unterstützungsmöglichkeiten für Jugendliche bzw. junge Erwachsene in der Phase der 
Berufsfindung und dem Übergang in Beschäftigung und somit der Verselbständigung 
aufzeigen. 
 
Das Kapitel 5 beschäftigt sich mit dem Leitbild und Grundverständnis des SGB II. Die 
Leistungserbringung für Jugendliche und junge Erwachsene im Alter von 15 bis 25 
Jahren wird hier besonders fokussiert. Gerade für diesen Personenkreis gilt eine 
besondere Vermittlungstätigkeit nach dem SGB II.  
 
Im letzten Teil meiner Arbeit werde ich auf Schnittstellen des Leistungsangebots von 
SGB II und SGB VIII eingehen. Da beide Leistungsträger Förderangebote für die 
gleiche Zielgruppe bereithalten, aber über einen unterschiedlichen Arbeitsauftrag 
verfügen, bestehen in Fragen der Zuständigkeit und Zusammenarbeit deutliche 
Unklarheiten und Schwierigkeiten. Abschließend werde ich ein Beispiel von Peter 
Schruth aufführen, wie eine Zusammenarbeit an der Schnittstelle SGB II und SGB VIII 
gestaltet werden kann und somit eine bedarfsgerechte Beratung und Hilfeleistung zur 





1 Der Übergang vom Jugendalter ins Erwachsenenalter 
 
1.1 Lebensphase Jugend 
 
Die Jugendphase umschließt im heutigen Verständnis ein sehr breites Alterspektrum. 
Sie wird als eine eigenständige, wenn auch altersmäßig schwer abzugrenzende 
Lebensphase verstanden. In der Sozialwissenschaft allgemein beschreibt man die 
Lebensphase Jugend als eine Übergangsphase zwischen der Kindheit und dem 
Erwachsenstatus, in der bestimmte Entwicklungsaufgaben bewältigt werden müssen. 
(Hurrelmann 2005) Sie beginnt mit dem Einsetzen der Geschlechtsreife, was 
gleichzeitig das Ende der Kindheit bedeutet. Der Übergang in den Erwachsenenstatus 
ist in der klassischen Sichtweise dann vollbracht, wenn ein vollständiger oder 
zumindest weitreichender Grad an Autonomie und Eigenverantwortlichkeit erreicht ist, 
also ein bestimmtes Maß an sozialer Reife vorhanden ist.  
 
Laut der 12. Shell Jugendstudie wird der Jugendbegriff folgend definiert: 
 
„Jugend bedeutet Doppeltes: sie ist einmal eine subjektive biographische 
Lebensphase, in der Aufgaben der inneren Entwicklung, des Lernens, der 
Identitätsbildung anstehen; zum anderen eine gesellschaftlich bestimmte Lebenslage, 
abhängig von gesellschaftlichen Bedingungen und Erwartungen, vor allem aber von 
der Zukunft und Zukunftsfähigkeit der zentralen Regelungen und Grundlagen unserer 
Arbeitsgesellschaft.“ (Jugendwerk der Deutschen Shell 1997, S. 13) 
 
Die Definition der Lebensphase Jugend steht somit im Zusammenhang mit 
gesellschaftlichen Normen und wird durch ökonomische, soziale und kulturelle 
Wandlungsprozesse beeinflusst.  
 
In der Jugendforschung tauchen hierbei immer wieder Konzepte auf, die von einer 
„verlängerten Jugendphase“ oder der „Jungen Erwachsenen“ sprechen. Hier stellt sich 
die Frage: Woher rühren diese Entwürfe?  
Andreas Walther begründet in seinem Buch „Junge Erwachsene in Europa - Jenseits 
der Normalbiographie?“ diese Ausdehnung der Jugendphase dahingehend, dass die 
Maßstäbe, welche beim Übergang vom Jugendalter ins Erwachsenenalter gelegt sind, 
nicht mehr übereinstimmen. „Juristisch werden Altersgrenzen gesetzt, die (bezogen auf 
bundesdeutsche Verhältnisse) selbst wiederum eine Spanne von 10 Jahren umfassen, 
wenn man beispielsweise beim Wahlrecht mit 18 beginnt und bei der Obergrenze für 
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die Zuständigkeit des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (27 Jahre) aufhört. Biologisch 
gilt die körperliche Reife, soziologisch bewältigte Statuspassagen.“ (Walther 1996, S. 
13) Begründet werden kann die Hinauszögerung der Jugendphase unter anderem 
durch die Ausdehnung der Bildungsphase und einer gleichzeitigen Erschwerung der 
Zugangsbedingungen des Arbeitsmarktes, was natürlich eine längere finanzielle 
Abhängigkeit von Familie und Staat zur Folge hat. Geplante biografische Schritte, wie 
Heirat und Familiengründung sowie ökonomische Selbständigkeit, können aufgrund 
der Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt von den jungen Menschen oft nicht realisiert 
werden, so dass eine Verzögerung bzw. Hinausschiebung des Erwachsenwerdens 
stattfindet.  
Gleichzeitig ist ein früherer Beginn der Jugendzeit festzustellen, da sich der Eintritt der 
Geschlechtsreife junger Menschen im Lebenslauf immer mehr nach vorn verlagert. 
Man kann also sagen, dass hierdurch eine Mischung aus Selbständigkeit und 
Abhängigkeit, aus Selbst- und Fremdbestimmung entsteht, die einerseits große 
Spielräume mit sich bringt, vor allem im Freizeit- und Konsumbereich, im  Bereich der 
unmittelbaren sozialen Beziehungen zu Gleichaltrigen sowie im Bereich des politischen 
und religiösen Denkens und Handelns. (vgl. Hurrelmann 2005, S. 8)  
Andererseits bringt sie, wie bereits erwähnt, auch Zwänge für die Lebensgestaltung 
junger Menschen mit sich. In der Jugendphase kann es somit zu vielen krisenhaften 
Situationen kommen, die von den jungen Menschen bewältigt werden müssen.  
 
Für ein besseres Verständnis werde ich im folgenden Punkt auf die zu bewältigenden 





Entwicklungsaufgaben beschreiben psychisch und sozial vorgegebene Anforderungen 
und Erwartungen, welche Menschen in bestimmten Lebensabschnitten gestellt werden. 
Es werden hierdurch vorgegebene Anpassungs- und Bewältigungsschritte definiert, 
denen sich jedes Individuum bei der Auseinandersetzung mit den inneren sowie 
äußeren Anforderungen stellen muss. (vgl. Havighurst 1956/1982 in Hurrelmann 1994, 
S. 27)  
Folgend führe ich die Entwicklungsaufgaben für das Jugend- sowie das frühe 
Erwachsenenalter auf. Die konkreten Inhalte wurden von Robert Havighurst formuliert, 
welche er erstmals 1948 veröffentlichte.  
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Jugendalter (ca. 13 bis 22 Jahre) 
 
- neue und reifere Beziehungsgestaltung mit Gleichaltrigen beider Geschlechter 
- Erlangen einer Geschlechtsrolle  
- Akzeptanz und effektive Nutzung des eigenen Körpers 
- Entwicklung einer emotionalen Unabhängigkeit von Eltern sowie anderen 
Erwachsenen 
- Zuversicht, dass ökonomische Unabhängigkeit eintreten wird 
- Vorbereitung auf den Beruf 
- Vorbereitung auf Heirat sowie Familiengründung 
- Kompetenzentwicklung auf intellektueller und ziviler Ebene 
- Wunsch und Entwicklung zu einem sozial verantwortlichem Verhalten 
- Erwerben eines Werte- bzw. Ethik-Systems als Verhaltensleitfaden 
(vgl. Grob/Jaschinski 2003, S. 24) 
 
Frühes Erwachsenenalter (ca. 23 bis 30 Jahre) 
 
- Wahl des Partners und Zusammenleben mit diesem 
- Familiengründung 
- Erziehung der Kinder 
- Familien- und Haushaltsführung  
- Einstieg in den Beruf 
- Übernahme von gesellschaftlicher Verantwortung 
- Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe  
(vgl. ebd., S. 24) 
 
Eine weitere wichtige Entwicklungsaufgabe, welche von Robert Havighurst jedoch 
noch nicht formuliert wurde, ist die Erarbeitung einer Identität, um eine bewusste 
Beziehung zu sich und der Umwelt zu gewinnen. Dies ist die Voraussetzung, sich in 
der vorgegebenen Kultur zu integrieren.  
Wichtig ist hierbei zu sagen, dass diese Anforderungen und Erwartungen, welche die 
Gesellschaft an den Einzelnen stellt, normativ sind. Das heißt, die Altersgrenzen für die 
Bewältigung der Entwicklungsaufgaben sind variabel. Ebenso variiert der Grad der 
normativen Verpflichtung. Einige Entwicklungsaufgaben sind somit als Angebote mit 
Empfehlungscharakter zu verstehen, andere sind durch Sanktionen gestützte 
Forderungen. Jedoch sind nicht alle Aufgaben vorgegeben, ein weiterer Teil der zu 
bewältigenden Aufgaben setzt sich aus persönlichen Zielen und Plänen zusammen. 
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Entwicklungsaufgaben gliedern also den Lebenslauf und geben dem einzelnen 
Jugendlichen Sozialisationsziele vor. (Oerter/Montada 1995). 
 
 
1.3 Herausforderungen, Probleme und Risiken des Erwachsenwerdens 
 
Auf dem Weg des Erwachsenwerdens fließen unterschiedliche Faktoren in der 
Vergesellschaftung auf die junge Generation ein. Einerseits beeinflussen die Familie, 
die Freizeit, die Medien, der Markt sowie die Jugendkulturen und Peer-Groups die 
Heranwachsenden in ihrer Sozialisation. Andererseits strömen aber auch die 
Vorgaben, Regeln und Kontrollen des Bildungs- und Ausbildungssystem sowie auch 
die gesellschaftlichen und wohlfahrtsstaatlichen Strukturen und Institutionen auf unsere 
Jugend ein. Man kann sagen, dass erstere vielmehr die sanfteren Faktoren der 
Sozialisation darstellen. Letztere stehen eher für harte Anforderungen und 
Erwartungen im Lern- und Bildungssektor, welche sich in den letzten Jahren deutlich 
erweitert und differenziert haben. Dies hat auch eine Beeinflussung der zu 
bewältigenden Entwicklungsaufgaben zur Folge.  
 
Das Aufwachsen und die Lebenssituation von jungen Menschen in dieser 
Lebensphase haben sich im Laufe der Zeit gewandelt. Es sind neue jugendliche 
Lebensformen, Lebenswelten und Lebensstile entstanden, in denen die Gleichaltrigen, 
Freizeit, Medien, Musikkulturen, der Konsum, die Mode, die Sportivität oder auch inter- 
bzw. multikulturellen Erfahrungen neben der Familie und Schule eine ganz zentrale 
Rolle einnehmen. All dies geht einher mit immer auffälliger werdenden 
Problemkonstellationen. Dazu können offene oder verdeckte Gewaltbereitschaft sowie 
delinquentes Verhalten, Familien-, Schul-, Leistungs- und Konsumstress, Gesund-
heitsrisiken und –gefährdungen, Allergien, psychosomatische Beschwerden und 
Verhaltensauffälligkeiten, Tabak-, Alkohol-, Medikamenten- oder anderer Drogen- und 
Dopingkonsum zählen. Dies alles beschreibt die kulturellen Phänomene in der 
Alltagskultur von Jugendlichen und zeigt, welche Wege sie gehen, um die Realität zu 
bewältigen. (Hurrelmann/Mansel 1991) 
 
Die Lern- und Bildungsprozesse in Schule, Ausbildung und Studium gehen vor allem 
einher mit Beschleunigung und Verkürzung der Ausbildungszeiten und stellen somit 
eine jugendtypische Herausforderung auf dem Weg des Erwachsenwerdens in unserer 
heutigen Gesellschaft dar. Aber auch gesamtgesellschaftliche Phänomene in unserer 
modernen Gesellschaft, wie das Mithalten in Konsum und Mode bedeutet für die 
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Heranwachsenden mehr lernen und leisten zu müssen. Einerseits bietet dies der 
jungen Generation mehr Chancen, ihre Individualität zu entfalten, andererseits hat dies 
aber auch erhöhten Stress zur Folge, begleitet mit dem Risiko, einen individuell 
entworfenen Lebensplan nicht realisieren zu können.  
Gerade die Jugendlichen, die unter Armutsbedingungen aufwachsen, die schulisch und 
beruflich gering oder gar nicht qualifiziert sind und dem Tempo und der Schnelllebigkeit 
in unserem Bildungssystem nicht entsprechen können, sind gezwungen ihre 
Zukunftshoffnungen zu reduzieren oder ganz zu verwerfen. Sie werden in die 
Außenseiterposition in unserer Gesellschaft gedrängt und haben kaum Aussichten aus 
ihren prekären Lebenssituationen heraus zu brechen.  
 
Klaus Hurrelmann schildert in seinem Buch „Alltagsstreß bei Jugendlichen“, dass die 
ständige Bedrängnis, den Anforderungen und Erwartungen nicht gerecht zu werden 
und die angestrebten Ziele zu verfehlen, eine Art Dauerbedrohung für unsere junge 
Generation darstellt und somit problematische Formen der Belastungsregulation zur 
Folge haben können, welche die weitere individuelle Entwicklung negativ beeinflussen 
kann. Hierbei können problematische Verarbeitungsformen auftreten, die sowohl nach 
innen als auch nach außen gerichtet sein können. Nach innen gerichtete 
Verarbeitungsformen bringen die Gefahr, den „psychosozialen Bereich (Gefühlsleben, 
Selbstwertschätzung)“ aber auch die „Physis einer Person (psychosomatische 
Beschwerden, Beeinträchtigungen des Gesundheitszustandes, Symptome von 
Krankheit)“ zu beeinträchtigen. Nach außen gerichtete Verarbeitungsformen, wie 
beispielsweise unkontrollierte Medikamenteneinnahme oder das Konsumieren von 
legalen und illegalen Drogen können gesundheitliche Folgen hervorrufen. Aggressive 
oder bedrohende Verhaltensweisen einer Person können aber auch negative 
Konsequenzen für andere Personen darstellen. (vgl. Hurrelmann/Mansel 1991, S. 7) 
Im Hinblick auf die sozialen und familiären Ressourcen im Prozess des 
Heranwachsens der Kinder und Jugendlichen ist es daher umso wichtiger, dass sich 
die staatlichen und gesellschaftlichen Investitionen und Unterstützungsleistungen vor 
allem denjenigen widmen, deren Lebensqualität gesundheitlich und psychosozial 
gefährdet oder bereits beeinträchtigt ist. Der Förderung, der Begleitung sowie der 
Herstellung positiver Bedingungen anhand sozialer Unterstützungsangebote im 
Übergang vom Jugendalter zum Erwachsenenalter wird somit eine große Bedeutung 
zugeschrieben. Hierbei wird in der Sozialen Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe und der  
Bildung vor allem eine Schutz- und Sicherheitsfunktion übertragen, in der juristische 
Aufgaben sowie Kooperations- und Vernetzungsaufgaben in Hilfeverfahren umgesetzt 
werden müssen.  
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1.4 Ablösungsprozess vom Elternhaus 
 
Die Ablösung vom Elternhaus ist eine wichtige Entwicklungsphase eines Menschen auf 
dem Weg in den Erwachsenenstatus und somit sehr bedeutend für seine 
Persönlichkeitsentwicklung. Der Ablösungsprozess kann hierbei auf verschiedenen 
Ebenen erfolgen.  
 
1. Psychische Ebene: Die Handlungen und Einstellungen des jungen 
Menschen orientieren sich nicht mehr vorrangig an den Eltern, sondern 
richten sich an den Angehörigen der eigenen Generation aus. 
2. Emotionale und intime Ebene, wobei der erotische und sexuelle Bereich 
inbegriffen ist:  Vater und Mutter sind nicht mehr Liebesobjekte, sondern es 
werden eigene Partnerinnen oder Partner gewählt. 
3. Kulturelle Ebene: Ein eigener persönlicher Lebensstil wird entwickelt, der 
Unterschiede zu dem der Eltern aufweist. 
4. Räumliche Ebene: Auszug aus dem Elternhaus in ein eigenes Wohnfeld.  
5. Materielle Ebene: Erreichen der wirtschaftlichen Selbständigkeit und 
Beendigung der finanziellen Abhängigkeit von den Eltern. (vgl. Hurrelmann, 
2005, S. 118) 
 
Die Ablösung auf den verschiedenen Ebenen kann hierbei aber nicht auf ein 
bestimmtes Alter festgesetzt werden. In der Regel treten die Ablösungsereignisse in 
der Abfolge auf, wie oben aufgeführt. Dass heißt, die psychische Ablösung erfolgt 
teilweise schon ab dem 10. bis 12. Lebensjahr (vgl. ebd., S. 118). Man kann sagen, 
dass sich die Ablösung auf psychischer Ebene durch die früher einsetzende 
Geschlechtsreife immer mehr im Lebenslauf vorverlagert hat. Hingegen hat sich die 
materielle Abhängigkeit durch die Ausdehnung der Bildungsphasen und die erschwerte 
Arbeitsmarktsituation eher zurückverlagert. Die Ablösung auf räumlicher Ebene erfolgt 
somit in langsamen Schritten.  
 
Laut der 15. Shell Jugendstudie, in der ca. 2500 Jugendliche in Deutschland befragt 
wurden, leben rund 73 % der westdeutschen Jugendlichen im Alter von 12 bis 25 
Jahren und rund 69 % der ostdeutschen Jugendlichen im Alter von 12 bis 25 Jahren 
noch bei den Eltern. Demnach haben 28 % der Jugendlichen im Alter von 12 bis 25 
Jahren die Ablösung vom Elternhaus bereits vollzogen. Hierbei ist auffällig, dass junge 
Frauen (33 %) viel früher das Elternhaus verlassen als junge Männer (24 %).  
Dieser Unterschied im Auszugsverhalten zwischen den Geschlechtern hat sich seit 
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2002 noch verschärft. Mädchen verlassen heute noch früher das Elternhaus als vor 
vier Jahren. Es leben mehr junge Frauen bis 25 Jahre (15 %) mit ihrem 
Lebensgefährten oder Ehepartner zusammen (meist älter als 25) und gründen eine 
eigene Familie, als junge Männer bis 25 Jahre (6 %). Es dominieren quantitativ somit 
eher die jungen Männer, welche sich zu so genannten „Nesthockern“ entwickeln.  
Des Weiteren wurden in der 15. Shell Jugendstudie auch Unterschiede der sozialen 
Schichtzugehörigkeit bezüglich des Auszugsverhaltens junger Menschen aufgeführt. 
Somit lösten sich junge Menschen (insgesamt 28 %) aus unteren Sozialschichten  
(Unterschicht 36 %, untere Mittelschicht 28 %) räumlich früher als aus mittleren und 
oberen Sozialschichten (Mittelschicht 29 %, obere Mittelschicht 25 %, Oberschicht 26 
%). (vgl. Shell Jugendstudie 2006, S. 64 f.) 
 
Der größte Teil junger Menschen in Deutschland aber scheint die räumliche Ablösung 
vom Elternhaus hinauszuzögern. Eine Ursache dieses zögerlichen Auszugsverhaltens 
ist, wie bereits mehrfach erwähnt, die allgemeine Bildungsexpansion. Lange 
Ausbildungszeiten und oft anfänglich befristete Arbeitsverhältnisse verlängern die 
finanzielle Abhängigkeit von den Eltern. Die heutigen unsicheren Zukunftsaussichten 
infolge der ungünstigen Wirtschaftslage machen es jungen Menschen schwer, sich 
beruflich zu etablieren und ökonomisch auf eigenen Füßen zu stehen. Hierbei ist 
problematisch, dass sich mit dem relativ späten Auszug und der langen ökonomischen 
und lokalen Abhängigkeit des jungen Erwachsenen auch noch andere Schritte im 
Prozess des Erwachsenwerdens, wie Heirat und Familiengründung, verzögern oder 
sogar verhindert werden. Letztendlich muss man sagen, dass sich der Übergang 
immer individueller gestaltet und die einzelnen Schritte in der Ablösung keinem 
normativen Muster (Auszug, Heirat, Familiengründung) folgen wie in früheren 
Generationen.  
 
Da sich in meinen vorangegangen Darlegungen herauskristallisiert hat, dass die 
Berufsfindung, der Übergang in Beschäftigung und das Gelingen einer finanziellen 
Unabhängigkeit den zentralsten Punkt für den Erwachsenenstatus darstellt, werde ich 




1.5 Übergang vom Schulsystem ins Ausbildungs- und Beschäftigungssystem 
 
Nach Beendigung der Schulzeit steht das Erlernen eines Berufes im Zentrum der 
Handlungsanforderungen junger Menschen auf dem Weg in den Erwachsenenstatus. 
Oft kommt es vor, dass den Jugendlichen beim Verlassen der Schule ein Gefühl von 
Orientierungs- und Hilflosigkeit überkommt, besonders wenn es darum geht, sich für 
einen bestimmten Beruf zu entscheiden und in diese Richtung aktiv tätig zu werden. 
Darüber hinaus müssen sie „berufs- und damit biographierelevante Entscheidungen 
bereits in einer Lebensphase treffen, die bezogen auf ihr Alter von ganz anderen 
Entwicklungsaufgaben überlagert werden, wie sie eben für diese Phase der 
Adoleszenz typisch sind“ (Lappe 2003, S. 62). Wenn es dem Jugendlichen oder jungen 
Erwachsenen gelingt, sich persönlich als befriedigend empfindend in gesellschaftlich 
anerkannte Arbeitszusammenhänge einzugliedern, dann gehört dies zu den 
Prozessen, die wohl am stärksten zur Stabilisierung der Persönlichkeit beitragen. 
Jugendarbeitslosigkeit stellt somit einen großen Risikofaktor für junge Menschen dar, 
„da sie in eine Lebensphase fällt, in der psychische Strukturbildungen Bindungen an 
Aufgaben erfordern, die den Heranwachsenden aus seiner entwicklungsbedingten 
Egozentrik herausführen. Der Jugendliche gewinnt 'Halt', indem er seine 
Größenphantasien an beruflichen Identitätsentwürfen, die ihm seine Lebenswelt 
bereithält, abarbeitet. Fehlen solche Abarbeitungsmöglichkeiten, dann flukturieren 
diese Größenphantasien 'frei' bzw. sie suchen sich ihre Substitute.“ (Fend 1991, S. 75)  
Auch fällt vielen jungen Menschen die realistische Bewertung des schulischen Status 
und der damit verbundenen Chancen und Risiken in Bezug auf das zukünftige 
Berufsleben schwer. Ein Grund dafür ist, dass der heutigen Generation eine scheinbar 
unbegrenzte Zahl an beruflichen Möglichkeiten gegenübersteht, was sich dann letztlich 
entweder durch Lehrstellen- und Arbeitsplatzmangel oder auch schlechten schulischen 
Zugangsvoraussetzungen doch nicht verwirklichen lässt – so die Erfahrung vieler 
junger Menschen. Denn je niedriger die Wertigkeit des Schulabschlusses, desto 
schwerer ist es einen adäquaten Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu finden. Somit ist 
das Risiko bei Jugendlichen ohne Schulabschluss oder mit Hauptschulabschluss höher 
auf Einfacharbeitsplätzen oder in der Arbeitslosigkeit zu landen, als bei Jugendlichen 







Folgende Tabelle stellt den Erwerbsstatus der Jugendlichen vor dem Hintergrund des 
erreichten Schulabschlusses dar. 
 
Abbildung 1: Erwerbsstatus der Jugendlichen vor dem Hintergrund des erreichten Schulabschlusses 
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Quelle:  Shell Jugendstudie 2006 – TNS Infratest Sozialforschung, S. 67 
 
Wie die Untersuchungen der 15. Shell Jugendstudie ergaben, sind hierbei die 
erreichten bzw. angestrebten Schulabschlüsse der Jugendlichen nicht unabhängig 
denen der Eltern. Drei Viertel der Jugendlichen, deren Mütter und Väter über einen 
höheren Schulabschluss verfügen, streben ebenfalls Abitur oder Fachhochschulreife 
an oder haben diesen Abschluss bereits erfolgreich abgeschlossen. Dagegen gaben 
nur 23 % der Jugendlichen an, deren Eltern über keinen oder einen nur einfachen 
Schulabschluss verfügen, einen höheren Bildungsabschluss erreicht zu haben oder 
anzustreben. „Bildung wird demnach in Deutschland weiterhin vererbt.“ (Shell 
Jugendstudie 2006, S. 66) Folglich entsteht für junge Menschen, welche aus Familien 
mit geringerem Bildungsstand kommen, ein erhöhtes Risiko, ebenfalls nur einen 
niedrigen Bildungsstand zu erreichen und somit öfter von Jugendarbeitslosigkeit 
betroffen zu sein als ihre Altersgenossen mit höherem Schulabschluss.  
 
Wenn neben der Berufsfindung und dem Übergang in Beschäftigung noch zusätzliche 
Belastungen verarbeitet werden müssen, wie beispielsweise Drogen- oder Alkohol-
probleme, Konflikte im Elternhaus oder im Freundeskreis, ist es wahrscheinlich, dass 
junge Menschen mit der Situation, sich notwendiger Weise auf ihren Berufseinstieg 
konzentrieren zu müssen, überlastet sind. Gerade an dieser Stelle gewinnt die 
entwicklungsbegleitende Unterstützung der Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen 
durch professionelle Helfer und Institutionen an großer Bedeutung.  
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2 Soziale Unterstützung für Jugendliche und junge Erwachsene beim 
Übergang in Ausbildung und Beruf  
 
Es wurde bereits erläutert, dass vielen jungen Menschen der unmittelbare Einstieg in 
eine abschlussorientierte Berufsaubildung misslingt. Die Sozialpolitik versucht somit 
mittels Fördermaßnahmen die Problematik der derzeitigen schwierigen Lehrstellen-
situation und der zunehmenden Arbeitslosigkeit junger Erwachsener zu fassen. Der 
weitaus größte Teil berufsfördernder Maßnahmen wird von der Bundesagentur für 
Arbeit finanziert. Darüber hinaus kommen finanzielle Mittel von den Kommunen, über 
spezifische Länderprogramme und über Modellprogramme aus dem Kinder- und 
Jugendplan des Bundes. Europäische Förderinstrumente, wie beispielsweise der 
Europäische Sozialfond (ESF), gewinnen in diesem Bereich ebenfalls immer mehr an 
Bedeutung.  
 
Folgend werde ich nun einen kleinen Überblick vermitteln, welche Maßnahmen es in 
Deutschland gibt bzw. ergriffen werden, um eine bessere Berufsbildungssituation für 
junge Menschen zu schaffen. 
 
 
Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftesicherung in Deutschland 
 
Der Sozialbericht 2009 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales besagt, dass 
die Sicherung eines adäquaten Ausbildungs- und Qualifizierungsangebots für alle 
ausbildungswilligen und –fähigen Jugendlichen eine erklärte Zielsetzung der 
Bundesregierung ist. Mit der Qualifizierungsinitiative leitete die Bundesregierung 
Maßnahmen ein, um bisher ungenutzte Potenziale von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen zu fördern. Des Weiteren sollten strukturelle Verbesserungen des 
Berufsbildungssystems - auch an der Nahtstelle zu anderen Teilsegmenten des 
Bildungssystems - erreicht werden. (vgl. Sozialbericht 2009, S. 75)  
 
Im Juni 2004 vereinbarte die Bundesregierung mit den Spitzenverbänden der 
Wirtschaft den „Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftesicherung in 
Deutschland“. Dieser sieht zum einen mehr betriebliches Ausbildungsmanagement und 
zum anderen zusätzliche Anstrengungen der öffentlichen Hand vor. Eine Verlängerung 
des Ausbildungspakts bis zum Jahr 2010 fand im März 2007 statt, wobei eine 
Erweiterung des Kreises der Paktpartner und zusätzliche Festlegung quantitativer 
Zielvereinbarungen erreicht werden konnte. (vgl. ebd., S. 75)  
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Es wurden also eine Reihe von Maßnahmen und Programme eingeführt, die auf die 
flankierende Unterstützung der Wirtschaft bei der Schaffung zusätzlicher Ausbildungs-
plätze zielen. 
 
Folgend sind die Programme aufgeführt, welche die Bundesregierung im Rahmen 
dieses Pakts auferlegt hat. 
 
- ESF-Ausbildungsprogramm JOBSTARTER: 
Ziel ist der Gewinn neuer und zusätzlicher betriebliche Ausbildungsplätze. Dies 
soll durch die Erschließung bisher nicht genutzter Potenziale für Ausbildung 
ermöglicht werden. Ebenso sollen regionale Ausbildungsstrukturen gestärkt 
werden (besonders kleinere und mittlere Unternehmen). 
 
- ESF-Programm JOBSTARTER CONNECT: 
Ziel ist die Erprobung neuer Wege, Jugendliche ohne Ausbildungsplatz in eine 
duale Ausbildung zu bringen. Der Einsatz von Ausbildungsbausteinen soll einen 
neuen Ansatz für die Ausbildungs- und damit auch Berufsintegration junger 
Menschen bieten.  
 
- Ausbildungsprogramm Ost: 
Aufgrund fehlender betrieblicher Ausbildungsstellen finanzieren Bund und 
Länder seit 15 Jahren in den neuen Ländern und Berlin jeweils hälftig 
zusätzliche außerbetriebliche, aber betriebsnahe Ausbildungsplätze. Die 
Bundesregierung hat mit diesem Programm insgesamt ca. 1,15 Mrd. Euro für 
die Schaffung von ca. 185 000 Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt.  
 
- Berufsorientierungsprogramm: 
Ziel ist es, Jugendlichen bereits zu Schulzeiten eine möglichst individuelle 
Berufsorientierung zu ermöglichen und somit eine Reduzierung späterer Schul- 
und Ausbildungsabbrüche herbeizuführen. Die Jugendlichen können hierbei in 
überbetrieblichen Bildungseinrichtungen oder anderen vergleichbaren Berufs-
bildungsstätten für 3 ausgewählte Berufe Informationen über Berufsausbildung 
sowie praktische Einweisungen erhalten (insgesamt 80 Stunden). Abschließend 





- ESF-Programm „Perspektive Berufsabschluss“: 
Mit diesem Programm wurden die Ergebnisse des 2006 abgeschlossenen 
Programms „Kompetenzen fördern – Berufliche Qualifizierung für Zielgruppen 
mit besonderem Förderbedarf (BQF-Programm)“ aufgegriffen. Es leistet somit 
einen Beitrag zur strukturellen Weiterentwicklung der Benachteiligtenförderung.  
Hierbei werden insgesamt 49 regionale Vorhaben gefördert. Für die 
Programmlaufzeit 2008 bis 2012 sind einschließlich der ESF-Mittel insgesamt 
36 Mio. Euro eingeplant.  
(vgl. Sozialbericht 2009, S. 76 f.) 
 
Weitere Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von Ausbildung, 
Qualifizierung und Berufsorientierung sind: 
 
- Einstiegsqualifizierung Jugendlicher, 
- Ausbildungsbonus und Berufseinstiegsbegleitung, 
- Förderung bei betrieblicher Berufsaubildung, 
- Berufsausbildungsvorbereitung und Einstiegsqualifizierung von benachteiligten 
Auszubildenden, 
- Erweiterte Berufsorientierung, 
- Ausweitung der Förderung mit Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld, 
- Rechtsanspruch auf Förderung der Vorbereitung auf den nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses  
(vgl. ebd., S. 77) 
 
 
Benachteiligtenförderung im Übergang Schule - Arbeitswelt 
 
Die Benachteiligtenförderung ist verankert im Schnittbereich von Jugendhilfe, Arbeits-
marktpolitik und Bildungspolitik. Die Angebote werden durch öffentliche Gelder 
finanziert und durch verschiedene Auftragnehmer bereitgestellt. Die Gestaltung der 
Angebote findet somit auf unterschiedlichen Verantwortungsebenen statt und ist durch 
verschiedene gesetzliche Grundlagen geprägt. (vgl. http://datenreport.bibb.de vom 
15.01.2010)  
 
Bevor ich mit meinen Aufführungen fortfahre, empfinde ich es als wichtig, den Begriff 
„Benachteiligung“ im Zusammenhang beruflicher Qualifizierungsmaßnahmen erst 
einmal zu erläutern.  
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Laut dem Bundesinstitut für Berufsbildung wird Benachteiligung in diesem Bereich wie 
folgt definiert.  
 
„Benachteiligung drückt einen individuellen oder gesellschaftlichen Nachteil aufgrund  
von Handicaps oder sozialen bzw. strukturellen Tatbeständen aus.“ (http://datenreport.  
bibb.de vom 15.01.2010)  
 
Junge Menschen, die also im Vergleich zu ihren Altersgenossen bei der Versorgung 
mit Ausbildungsplätzen im Nachteil sind, gelten in diesem Zusammenhang als 
benachteiligt. Doch muss man sagen, dass eine eindeutige Definition für Benachteiligte 
nicht möglich ist, da Benachteiligung nicht eindeutig bezüglich ihrer Ursachen 
abgegrenzt werden kann. Sie weist sich vielmehr durch ihre Folgen aus, wozu man in 
erster Linie die Arbeitslosigkeit zählt. (vgl. ebd. vom 15.01.2010)  
 
Für die Förderung im Übergangsbereich Schule und Arbeitswelt greifen auf Bundes-
ebene vor allem die Sozialgesetze SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende) und 
SGB III (Arbeitsförderung). Auf der Länderebene sind dies vor allem die Schulgesetze. 
Auf der Ebene der Kommunen greifen überwiegend Leistungen nach dem SGB II und 
dem SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe). Für die Umsetzung solcher Förderprogramme 
werden in der Regel zusätzliche Mittel der Europäischen Union (EU) und des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) benötigt. (vgl. ebd. vom 15.01.2010) 
 
Bei den Unterstützungs- und Fördermaßnahmen von jungen Menschen auf dem Weg 
in Ausbildung oder Arbeit ist es sinnvoll, diese berufsbiografisch zu strukturieren. 
Nachfolgend sind gesetzliche Fördermöglichkeiten anhand ihres berufsbiografischen 
Verlaufs aufgeführt:  
 
- Berufsorientierung 
Diese findet vorwiegend in allgemeinbildenden Schulen statt. Hierbei wird meist 
mit der Jugendhilfe kooperiert. 
 
- Berufsvorbereitung 
Angebot an berufsbildenden Schulen, Bildungsträgern oder auch im betrieb-





Erfolgt in betrieblichen oder außerbetrieblichen Einrichtungen. 
 
- Sonstige Qualifizierungen oder Nachqualifizierungen  
(vgl. http://datenreport.bibb.de vom 15.01.2010) 
 
Zur näheren Betrachtung befinden sich im Anhang zwei Übersichten (Anlage 1: 
Regelangebote der Benachteiligtenförderung und Anlage 2: Programme der Benach-
teiligtenförderung 2008), welche die Förderangebote sowie die Zuständigkeitsbereiche 




3 Ausbildungs- und berufliche Situation in Deutschland 
 
Im Jahr 2009 wurden bundesweit 52.590 Ausbildungsplätze weniger angeboten als im 
Vorjahr. Dies ergeben die Erhebungen des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB). 
Als Ursachen für den starken Rückgang der Ausbildungsvertragszahl werden hierbei 
vor allem die Finanz- und Wirtschaftskrise sowie der starke demografische Einbruch 
genannt. (vgl. http://www.bibb.de vom 05.01.2010, S. 4) 
 
In diesem Zusammenhang möchte ich ein paar Zahlen aufführen, welche für das Jahr 
2009 erhoben wurden. Wichtig ist hierbei zu bemerken, dass bei diesen Aufführungen 
nur Schulabgänger statistisch erfasst wurden, die bei ihrer Berufswahl und 
Ausbildungsplatzsuche die zuständigen Arbeitsagenturen, ARGEn oder zuständigen 
kommunalen Träger eingeschaltet haben. Im Gegenzug gibt es aber auch Betriebe, die 
die Arbeitsverwaltung bei der Auszubildendensuche nicht einschalten. Somit könnte 
man eigentlich davon ausgehen, dass die Quoten der Ausbildungsmarktbilanz des 
Bundesinstituts für Berufsausbildung in etwa die reale Ausbildungsmarktsituation 
widerspiegelt. Trotzdem wird immer wieder Kritik dahingehend geäußert, dass die 
offizielle Ausbildungsstatistik das wahre Ausmaß an Unterversorgung von 
Ausbildungsstellenangeboten verschleiert. Gründe hierfür bietet vor allem die 
Tatsache, dass Einmündungen ins Übergangssystem nicht mitgezählt werden, selbst 
wenn die jungen Menschen immer noch auf der Suche nach einem Ausbildungsplatz 
sind. Jugendliche, die also als Übergangslösung in Maßnahmen vermittelt wurden, 
werden nicht als „Unversorgte“ aufgeführt. Man kann also davon ausgehen, dass das 
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Ausmaß der Unterversorgung bezüglich der zur Verfügung stehenden Ausbildungs-
plätze noch prekärer ist, als von dem Bundesinstitut für Berufsausbildung dargestellt.  
 
Des Weiteren ist noch zu beachten, dass das Nachfrageverhalten von jungen 
Menschen je nach erreichtem Schulabschluss unterschiedlich ausgeprägt ist. So 
fragen Abiturenten nicht im selben Ausmaß nach Berufsausbildungsstellen wie 
Jugendliche mit mittleren Schulabschluss oder Hauptschulabschluss. (vgl. http:// 
www.bibb.de vom 05.01.2010, S. 31)  
 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung berichtet weiterhin: 
 
 „Zum Ende des Berichtjahres (Ende September 2009) registrierten die Arbeits-
agenturen und ARGEn bundesweit noch 83.059 Ausbildungsstellenbewerber, für die 
die Vermittlungsbemühungen weiterliefen. (…) Ihnen standen 17.255 noch unbesetzte 
betriebliche Ausbildungsplatzangebote gegenüber. (…) Hinzu kamen noch rund 10.000 
weitere Jugendliche, die bei den zugelassenen kommunalen Trägern als Ausbildungs-
stellenbewerber gemeldet waren und für die Ende September die Vermittlungsbe-
mühungen ebenfalls noch nicht abgeschlossen waren. Insgesamt waren zum 
Abschluss des Berichtsjahres somit weiterhin deutlich mehr Ausbildungsstellenbe-
werber noch auf Ausbildungsplatzsuche, als noch offene Ausbildungsstellen registriert 
waren.“ (ebd. vom 05.01.2010, S.7)  
 
Zur näheren Betrachtung ist folgend eine Übersicht abgebildet. Diese stellt die noch 
unbesetzten Ausbildungsplatzangebote bzw. noch weiter suchenden Ausbildungs-
platzbewerber, welche zum Ende des Berichtsjahres (Ende September) bei den 
Arbeitsagenturen, den ARGEn oder zugelassenen kommunalen Trägern gemeldet 




Abbildung 2: Zum Ende des Berichtsjahres1 noch unbesetzte Ausbildungsplatzangebote bzw. noch weiter  
suchende Ausbildungsplatzbewerber 
 
Quelle: http://www.bibb.de vom 05.01.2010, S. 7 
 
Für viele Jugendliche blieb es also schwierig, einen Ausbildungsplatz zu finden. 
Infolgedessen wurde für 93.179 junge Menschen versucht, über Ersatzangebote 
(erneuter Schulbesuch, Praktikum, berufsvorbereitende Maßnahmen, Einstiegs-
qualifizierungen, gemeinnützige oder soziale Dienste etc.) eine Alternative zu schaffen.  
(vgl. http//www.bibb.de vom 05.01.2010, S. 8) 
 
Die Erhebungen zeigen außerdem, dass der Anteil der rein betrieblichen 
Berufsausbildungen im Vergleich zum Vorjahr gesunken ist (siehe hierzu Abbildung 3). 
So lag der Wert im Jahr 2008 noch bei 63 %, während er im Jahr 2009 auf nur noch 
59,6% gesunken ist. (vgl. ebd. vom 15.01.2010, S. 31) Schulabgänger, die nicht die 
Möglichkeit hatten, in eine rein betriebliche Ausbildung einzumünden, hatten daher die 
Option auf öffentlich finanzierte Ausbildungsplätze auszuweichen.  
 
19 
Bundesweit wurden 45.812 (8,1 %) überwiegend öffentliche finanzierte Ausbildungs-
verträge neu abgeschlossen. (vgl. http//www.bibb.de vom 05.01.2010, S.14) Trotz der 
staatlichen Förderleistungen ist es aber nur insgesamt 47,3 % der Ausbildungs-
stellenbewerber gelungen, in eine Berufsausbildungsstelle (gefördert und ungefördert 
zusammen) einzumünden. Rein schulische Ausbildungen wurden innerhalb der BIBB-
Erhebungen nicht berücksichtigt. 
 





























 Quelle: http://www.bibb.de vom 05.01.2010, S. 28 
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Öffentlich finanzierte Berufsausbildungen, in der Regel als „außerbetriebliche 
Ausbildungen“ bezeichnet, werden nach dem SGB II und SGB III, im Rahmen von 
Bund-Länder-Programmen sowie über (ergänzende) Länderprogramme durchgeführt. 
(vgl. http://www.bibb.de vom 05.01.2010, S.15)  
Besonders Jugendliche und junge Erwachsene mit Marktbenachteiligungen, mit 
Lernschwächen oder mit sozialen Benachteiligungen müssen auf solche Formen der 
Berufsausbildung zurückgreifen und haben somit von vornherein weniger Chancen 
nach Ausbildungsabschluss in eine Beschäftigung überzugehen, als Jugendliche mit 
betrieblicher Ausbildung. Es scheint, als haben junge Menschen, die auf irgendeiner 
Weise benachteiligt sind, kaum Möglichkeiten, aus dem Kreislauf des staatlichen 
Unterstützungssystems auszubrechen. Theoretisch gesehen, haben Jugendliche und 
junge Erwachsene mit sozialpädagogischem Förderbedarf zwar dieselben Bildungs-
möglichkeiten. Dennoch werden ihnen in der Praxis im Wesentlichen nur soziale 
Maßnahmen oder Berufsbildungsgänge angeboten, die zu niedrig bezahlter Arbeit 
führen. Ebenso entsprechen diese Bildungs- und Ausbildungsgänge nur in den 
seltensten Fällen den Bedürfnissen und Interessen der Betroffenen, wodurch sie 
natürlich auf dem offenen Arbeitsmarkt im Nachteil sind. (vgl. http://bidok.uibk.ac.at 
vom 12.01.2010) Dies kann natürlich auch ein wesentlicher Grund der hohen  
Abbruchquote solcher Maßnahmen sein.  
 
Abschließend möchte ich aber noch darauf hinweisen, dass sich die Probleme der 
beruflichen Integration schon lang nicht mehr nur auf sozial schwache oder 
lernbeeinträchtigte Jugendliche (benachteiligte Jugendliche) beziehen. Inzwischen ist 
schon ein großer Teil der jungen Generation von beruflichen Schwierigkeiten betroffen, 
egal in welcher Phase sie sich beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule in 
das Ausbildungs- und Beschäftigungssystem befinden. Auch wenn der Einstieg in eine 
berufliche Ausbildung geglückt ist, kann ein diskontinuierlicher Verlauf folgen, der durch 
Entwertung erworbener Qualifikationen bis hin zu Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit 
gekennzeichnet ist. Nicht nur junge Menschen, die bereits in Schule oder Ausbildung 
scheiterten oder bei denen es an Motivation und Leistungswillen mangelt, sind von 
dieser Problematik betroffen. Der Kreis der Betroffenen reicht heutzutage weit über die 
traditionelle Problemgruppe hinaus. Die Gruppe Jugendlicher und junger Erwachsener 






4 SGB VIII 
 
Leistungen nach dem SGB VIII werden einerseits durch die Jugendämter der Städte 
oder Landkreise erbracht und andererseits durch freie Träger der Jugendhilfe wie 
Initiativen, Vereine oder auch Stiftungen. Nach dem § 3 Abs. 1 SGB VIII wird eine 
vielfältige Trägerlandschaft angestrebt, in der unterschiedliche Wertorientierungen und 
vielfältige Inhalte, Methoden und Arbeitsformen angeboten werden.  
 
Der Jugendhilfe stehen insbesondere folgende Leistungen zur Verfügung: 
 
- Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen  
Kinder und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14 SGB VIII), 
- Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 21 SGB VIII), 
- Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40 
SGB VIII), 
- Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung (§ 41 SGB VIII). 
 
Alle diese Leistungen werden den jungen Menschen oder ihren Erziehungsbe-
rechtigten gewährt und setzen zum Teil bestehende Benachteiligungen oder einen 
erzieherischen Bedarf voraus.  
 
 
4.1 Leitbild und Grundverständnis 
 
Nach § 1 Abs. 1 SGB VIII orientiert sich die Jugendhilfe an dem Grundsatz, junge 
Menschen in ihrer Entwicklung zu fördern und zu einer eigenverantwortlichen 
Persönlichkeit zu erziehen. Man kann also sagen, dass die Jugendhilfe einen 
ganzheitlichen Ansatz zur Förderung der Persönlichkeitsentwicklung verfolgt.  
 
Im § 1 Abs. 3 SGB VIII wird der grundlegende Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
nochmals detailliert beschrieben. Demnach soll sie: 
„ 
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und 
dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 




3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu 
schaffen.“  
 
In der Kinder- und Jugendhilfe gilt nicht nur das Pluralitätsgebot (Wunsch- und 
Wahlrecht nach § 5 SGB VIII), sondern es gilt daneben auch das Gebot der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit der verschiedenen Träger (§ 4 Abs. 1 SGB VIII). 
Zudem sollen Kinder und Jugendliche gemäß § 8 Abs. 1 SGB VIII an allen ihnen 
betreffenden Entscheidungen einbezogen werden. Des Weiteren zielt die Kinder- und 
Jugendhilfe entsprechend dem § 9 Nr. 2 SGB VIII darauf ab, dass die kulturellen 
Bedürfnisse und Eigenarten junger Menschen und ihrer Familien berücksichtigt 
werden. Ebenso sollen nach § 9 Nr. 3 SGB VIII die  unterschiedlichen Lebenslagen von 
Mädchen und Jungen berücksichtigt werden sowie Benachteiligungen abgebaut und 
die Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen gefördert werden. (vgl. BMFSFJ 
2007, S. 13 ff.) 
 
 
4.2 Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII 
 
Leistungen nach dem § 13 SGBVIII sind wohl das bedeutendste Unterstützungs-
angebot in der Jugendhilfe für junge Menschen, wenn es sich um Berufsorientierung 
und dem Übergang in Ausbildungs- und Beschäftigungssystem handelt. Zielgruppe der 
Jugendsozialarbeit sind sozial benachteiligte und individuell beeinträchtigte junge 
Menschen bis zum 27. Lebensjahr. Der Leistungsinhalt der Jugendsozialarbeit ist 
durch den § 13 Abs. 1 SGB VIII bestimmt. 
 
„Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligung oder zur Überwindung 
individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen 
sind, sollen im Rahmen der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, 
die ihre schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre 
soziale Integration fördern.“ (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) 
 
Die schulische und berufliche Ausbildung aber auch die soziale Integration steht 




Wichtige Angebote nach § 13 SGB VIII bilden: 
 
 - aufsuchende Sozialarbeit (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) 
- hinausreichende Jugendsozialarbeit (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) 
- arbeitsweltbezogene Schulsozialarbeit (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) 
- Jugendberatungsstellen (§ 13 Abs. 1 SGB VIII) 
- Berufsvorbereitung (§13 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 SGB VIII) 
- sozialpädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen  
  (§ 13 Abs. 2 SGB VIII)   
 
Zu beachten ist, dass sozialpädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen nur angeboten werden können, wenn dies nicht bereits schon durch 
Maßnahmen anderer Träger und Organisationen sichergestellt wird (§13 Abs. 2 SGB 
VIII). (vgl. Pàrosanu 2006, S. 6) Auf diese Thematik werde ich aber im Punkt 6 noch 
einmal näher eingehen.  
Ein weiteres Angebot stellt der § 13 Abs. 3 SGB VIII dar. Jungen Menschen kann 
demnach „während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen Bildungsmaß-
nahmen oder bei der beruflichen Eingliederung“ eine „Unterkunft in sozialpädagogisch 
begleiteten Wohnformen angeboten werden“ (§ 13 Abs. 3 SGB VIII)  
 
Primäres Ziel der Hilfen nach § 13 SGB VIII ist die Förderung der Persönlichkeits-
entwicklung und der Ausgleich von Benachteiligungen des jungen Menschen sowie 
dessen soziale Integration. Benachteiligungen stellen hierbei gesellschaftliche 
Faktoren und Bedingungen dar, die eine Minderung der Chancen auf gleichberechtigte 
Teilhabe an der Gesellschaft bewirken. Diese Benachteiligungen sind immer dann 
gegeben, wenn die altersgemäße soziale Integration als nicht gelungen eingeschätzt 
werden kann. „Individuelle Beeinträchtigungen sind bei einzelnen jungen Menschen 
auftretende psychische, physische und sonstige individuelle Bedingungen, die sich 
chancenverringernd auswirken. Sie sind regelmäßig gegeben bei jungen Menschen in 
erschwerter Lebenslage, deren Entwicklung aufgrund von Problemen, Behinderungen 
oder Störungen gefährdet und deren Erziehung und Ausbildung deshalb beeinträchtigt 







5 SGB II  
 
Am 01.01.2005 ist das „vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt„ 
(„Hartz IV“) in Kraft getreten. Hierdurch wurde die Grundsicherung für Arbeitssuchende 
als neues Gesetzbuch II (SGB II) eingeführt und somit die Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
sozialgesetzlich zusammengeführt. Das SGB II regelt die Existenzsicherung und 
arbeitsmarktbezogene Integrationsförderung für alle erwerbsfähigen hilfebedürftigen 
Arbeitssuchenden zwischen 15 und 65 Jahren und die mit ihnen in Bedarfsgemein-
schaft lebenden Partner sowie Kinder. (vgl. Schruth 2005, S. 7) Für nicht-erwerbs-
fähige Hilfebedürftige werden Leistungen nach dem SGB XII (Sozialhilfe) erbracht. 
Gemäß § 4 Abs. 1 SGB II (Leistungsarten) werden Leistungen der Grundsicherung in 
Form von Dienstleistungen (Information, Beratung sowie umfassende Unterstützung 
durch persönlichen Ansprechpartner), Geldleistungen (Leistungen für Eingliederung in 




5.1 Leitbild und Grundverständnis 
 
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende hat das Ziel, die Eigenverantwortung der 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu stärken. Es soll dazu beigetragen werden, dass die 
Hilfebedürftigen ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten 
können. So sollen erwerbsfähige Hilfebedürftige bei der Aufnahme und der  
Beibehaltung von Erwerbstätigkeit mit dem Grundsatz des Forderns und Förderns 
unterstützt werden.  
 
 
Grundsatz des Forderns 
 
Rechtliche Grundlage ist der § 2 SGB II (Grundsatz des Forderns). Der § 2 Abs. 1 und 
Abs. 2 S. 1 SGB II stellen eine umfassende Verpflichtung zur Selbsthilfe dar und 
fordern zur eigenverantwortlichen Nutzung aller Möglichkeiten auf, den Lebens-
unterhalt aus eigenen Mittel und Kräften zu bestreiten. Gemäß § 2 Abs. 2 S. 2 SGB II 
soll die eigene Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts eingesetzt werden.  
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Durch § 10 SGB II (Zumutbarkeit) wird diese Verpflichtung gemäß den Zumutbarkeits-
kriterien beschränkt. Der § 2 Abs. 1 Satz 2 SGB II verpflichtet zur aktiven Mitwirkung 
an allen Eingliederungsmaßnahmen unter besonderer Hervorhebung der aktiven 
Mitwirkung am Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung. Weiterhin besteht nach § 
2 Abs. 1 Satz 3 SGB II für erwerbsfähige Hilfebedürftige die Verpflichtung, angebotene 
zumutbare (§ 10 SGB II) Arbeitsgelegenheiten anzunehmen, sofern die Einmündung in 
eine Erwerbstätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht gelingt.  
 
 
Grundsatz des Förderns 
 
Rechtliche Grundlage bietet der § 14 SGB II (Grundsatz des Förderns) in Verbindung 
mit § 16 SGB II.  Somit stellt der § 14 S. 1 SGB II eine allgemeine Unterstützungspflicht 
des Grundsicherungsträgers dar. Dass heißt, der erwerbsfähige Hilfebedürftige soll 
beraten, vermittelt und (gegebenenfalls intensiv) betreut werden. Primäres Ziel ist 
hierbei die Eingliederung in eine entgeltliche Erwerbsarbeit auf dem 1. Arbeitsmarkt. 
Der Leistungsträger ist demnach zur Umsetzung der Unterstützung durch Leistungen 
zur Eingliederung gemäß § 16 Abs. 1 – 3 SGB II verpflichtet. § 14 S. 2 SGB II 
verpflichtet den Grundsicherungsträger, für jeden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und 
die mit ihm in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen einen persönlichen 
Ansprechpartner zu benennen. Hierdurch soll eine gewisse Kontinuität zwischen dem 
Berater und dem Hilfebedürftigen gewährleistet werden. Der § 14 S. 3 SGB II erklärt, 
dass die Träger Eingliederungsleistungen erbringen müssen, wenn dies erforderlich 
sein sollte. Bei dieser Leistungserbringung sollen die „Grundsätze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit“ beachtet werden.  
 
Man kann also sagen, dass unter den Schlagwörtern des „Förderns“ und „Forderns“ 
eine so genannte Aktivierung der Selbsthilfekräfte eingefordert wird. (vgl. Schruth 
2005, S. 8) Als Gegenleistung der sozialstaatlichen Übernahme der Existenzsicherung 
wird eine aktive Mitwirkung des Hilfebedürftigen erwartet. Der Grundsatz des Forderns 
steht demnach vor dem Grundsatz des Förderns. Kommt der Hilfebedürftige seiner 
Mitwirkungspflicht nicht nach, hält das SGB II Sanktionierungsinstrumente vor. Es 
entsteht hier also ein Zwangskontext, der den Betroffenen dazu zwingt, nach den 





Leistungsgrundsätze nach § 3 SGB II 
 
Rechtliche Grundlage für die Erbringung von Leistungen bietet der § 3 SGB II 
(Leistungsgrundsätze). Im § 3 Abs. 1 und 2 SGB II sind hierbei die Grundsätze für 
Eingliederungsleistungen dargestellt und im § 3 Abs. 3 SGB II die Grundsätze für 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Der § 3 SGB II ist inhaltlich angelehnt 
an das SGB III (Arbeitsförderung) sowie das SGB XII (Sozialhilfe).   
Die Eingliederungsleistungen nach § 3 Abs. 1 SGB II stellen Ermessensleistungen dar. 
Dass heißt, es muss der Frage nachgegangen werden, ob und wie eine 
Eingliederungsleistung erbracht wird. Es muss daher eine dem Einzelfall angemessene 
und sachgerechte Lösung gefunden werden, soweit sie dem Zweck und Ziel 
(Vermeidung, Beseitigung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit) dient. 
Kriterien für die Ausübung des Entschließungsermessens, also ob eine 
Eingliederungsleistung erbracht werden soll, bietet § 3 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 – 4 SGB II. 
Somit müssen „Eignung“ der Eingliederungsleistung für die konkrete Person, 
„individuelle Lebenssituation, insbesondere die familiäre Situation“, „voraussichtliche 
Dauer der Hilfebedürftigkeit“ und die „Dauerhaftigkeit der Eingliederung“ berücksichtigt 
werden. Kriterien für die Ausübung des Auswahlermessens, also wie eine 
Eingliederungsleistung erbracht werden soll, bietet § 3 Abs. 1 S. 3, 4 SGB II. Somit 
sollen vorrangig Maßnahmen  eingesetzt werden, „die die unmittelbare Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit ermöglichen“, wobei hier wieder „die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit“ gelten. Mit dem § 3 Abs. 2 SGB II werden erwerbsfähige 
Hilfebedürftige im Alter zwischen 15 und 24 Jahren (U 25) angesprochen. Gemäß § 3 
Abs. 2 S. 1 SGB II sind diese „unverzüglich nach Antragstellung von Leistungen (…) in 
Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln“. Junge Menschen 
ohne Berufsabschluss sollen nach § 3 Abs. 2 S. 2 SGB II vorrangig in eine Ausbildung 
vermittelt werden. Kann dies nicht umgesetzt werden, soll die Vermittlung in Arbeit 
oder in eine Arbeitsgelegenheit erfolgen, mit der Maßgabe, dass dies „zur 
Verbesserung der beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt“. § 3 Abs. 3 SGB II 
erklärt, dass vorrangig andere Leistungen und Möglichkeiten1 genutzt werden müssen, 
um die Hilfebedürftigkeit zu beseitigen, bevor Leistungen zur Sicherung des 




1 Durch § 9 SGB II (Hilfebedürftigkeit),  § 10 SGB II (Zumutbarkeit), § 11 SGB II (Zu berücksichtigendes 
Einkommen), § 12 SGB II (Zu berücksichtigendes Vermögen) erfolgt Konkretisierung,  welche Leistungen und 
Möglichkeiten zur Beseitigung von Hilfebedürftigkeit zu berücksichtigen sind.  
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5.2 Besondere Zielgruppe der 15 bis 25-Jährigen (U 25) im SGB II 
 
Man kann sagen, dass sich durch die Einführung des SGB II vor allem für junge 
Menschen, speziell Arbeitssuchende, im Alter zwischen 15 und 25 Jahren (U 25) die 
Bedingungen ihrer materiellen Existenzsicherung radikal verändert haben.  
 
 
§ 3 Abs. 2 SGB II 
 
Ein Ziel der „Hartz IV“-Reform war es unter anderem die Jugendarbeitslosigkeit 
abzubauen. Somit hat der Leistungsträger gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 SGB II einen 
besonderen Vermittlungsauftrag für die Personengruppe arbeitssuchender unter 25-
Jähriger. Hier heißt es:  
 
„Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen nach diesem Buch in eine Arbeit, 
eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln.“ (§ 3 Abs. 2 Satz 1 SGB II) 
 
Es besteht somit für das Fallmanagement in gewisser Weise ein Vermittlungsdiktat, 
ohne vermeidbaren Zeitverzug den Betroffenen in eine Arbeit, Ausbildung oder 
Arbeitsgelegenheit zu vermitteln. (vgl. Schruth/Urban in Sozial Extra 5/2006, S. 9) Man 
kann sagen, dass das neue Gesetz für anspruchsberechtigte junge Menschen 
einerseits neue Chancen bringt, besser in den Beruf eingegliedert zu werden. 
Andererseits entsteht aber besonders für junge Menschen, die sozial benachteiligt oder 
individuell beeinträchtigt sind und somit einen erhöhten Unterstützungsbedarf 
aufweisen, das Risiko, in nicht geeignete Maßnahmen vermittelt zu werden. (vgl. 
(Pàrosanu 2006, S. 3) Es muss also Kritik dahingehend geäußert werden, dass junge 
Menschen mit Vermittlungshemmnissen oft in „kompensatorische und prestigelose 
Ausbildungs- und Umschulungsmaßnahmen“ (Blickwede/Kehler/Raithelhuber 2006, S. 
16) vermittelt werden. In den seltensten Fällen entsprechen derartige Maßnahmen den 
individuellen Vorstellungen der Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen. Solche 
Angebote stellen vielmehr eine angebotsorientierte sowie institutionsgebundene Logik 
dar und setzen nicht, wie eigentlich notwendig, an den Stärken der jungen Menschen 
an. Unterstützungsangebote und Beschäftigungshilfen in diesem Bereich orientieren 
sich viel zu wenig an der Nachfrage, sondern zielen eher darauf ab, kurzfristige 
Vermittlungserfolge und maßnahmegebundene Erfolgssituationen zu erreichen (vgl. 
ebd., S. 16). Die politische Zielsetzung und die gegenwärtige Arbeitsmarktreform legen 
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ihre Aufmerksamkeit verstärkt auf Vermittlungsquoten und Fragen des Fallmanage-
ments und drängen dabei die Beachtung bestehender Bewältigungsaufgaben im 
jungen Erwachsenenalter und deren sozialräumliche wie entwicklungsspezifische 
Dynamik zur Seite. (vgl. Blickwede/Kehler/Raithelhuberg 2006, S. 10) Förderansätze 
und Beschäftigungshilfen für junge Erwachsene basieren großteils immer noch „auf der 
Annahme, dass sich die Frage der Sozialintegration durch Integration in den 
Arbeitsmarkt quasi 'von selbst' löst. Folglich sind sie von einer Logik geprägt, die 
dieses Ziel durch die Beseitigung von Defiziten, durch weitere Qualifizierung oder 
durch passgenaue Vermittlung zu erreichen glaubt.“ (ebd., S. 17)  
 
 
§ 22 Abs. 2a SGB II  
 
Am 01.08.2006 ist das SGB II - Fortentwicklungsgesetz2 in Kraft getreten. Seit diesem 
Zeitpunkt gilt ein Regel-Auszugsverbot von der elterlichen Wohnung für erwerbslose 
junge Menschen, die volljährig und noch nicht 25 Jahre alt sind. Nach dem Wortlaut 
des § 22 Abs. 2a  Satz 1 SGB II soll diese Personengruppe nach einem Umzug nur 
dann Leistungen für Unterkunft und Heizung erhalten, wenn der kommunale Träger vor 
Abschluss des Vertrages über die Unterkunft diesem zugestimmt hat. Gemäß § 22 
Abs. 2a Satz 2 SGB II ist der kommunale Träger verpflichtet, dem jungen Volljährigen 
eine Zusicherung zu erteilen, „wenn:  
 
1. der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die  
Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden kann, 
 2. der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt  
erforderlich ist oder 
 3. ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund vorliegt“ 
 
Leider benennt die gesetzliche Vorschrift die Voraussetzungen für eine Zusicherung 
durch die unbestimmten Begriffe „schwerwiegender sozialer Grund“ und „sonstiger 
ähnlich schwerwiegender Grund“ nur unzureichend, so dass es bereits mehrfach in der 




2 Infolge von zu hohen Kosten für Hartz IV hat die Bundesregierung die Regeln für den Bezug von  ALG II   
verschärft. Bundeskabinett stimmte am 03. 05. 2006 dem Gesetzentwurf des Arbeitsministeriums zur 
Fortentwicklung der Hartz - IV - Reform (SGB  II - Fortentwicklungsgesetz) zu. 
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Auslegungshilfen diesbezüglich geben die Gesetzesbegründung, die Rechtsliteratur 
sowie die Rechtssprechung. Nach Auffassung des Deutschen Vereins liegen 
schwerwiegende soziale Gründe insbesondere vor, wenn zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung: 
 
1. eine Störung in der Eltern-Kind-Beziehung vorliegt, die das Zusammenleben 
aus physischen und/oder psychischen Gründen nicht mehr möglich oder 
zumutbar macht 
2. ohne Umzug Gefahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl der unter 
25-jährigen Person besteht 
3. beengte Platzverhältnisse in der elterlichen Wohnung herrschen 
4. beim Zusammenleben mit den Geschwistern in der elterlichen Wohnung eine  
Geschlechtertrennung nicht ermöglicht werden kann 
5. ein Verweis auf die elterliche Wohnung mangels entsprechender Pflichten nach 
dem BGB (z.B. Unterhaltspflicht, Elterliche Sorge) nicht möglich oder 
unzumutbar ist  
6. eine Fremdunterbringung der unter 25-jährigen Person vorliegt (Einrichtungen 
nach SGB II, SGB VIII oder SGB XII) und ein Umzug in eine eigene Wohnung 
geplant ist (Maßnahmeerfolg soll durch Zurückziehen zu den Eltern nicht 
gefährdet werden) 
7. die unter 25-jährige Person bereits eine eigene Familie gegründet hat (Heirat, 
Lebenspartnerschaft oder Kind) 
(vgl. http://www.deutscher-verein.de vom 26.01.2010) 
 
Sonstige ähnliche schwerwiegende Gründe im Sinne von § 22 Abs. 2a Satz 2 Nr. 3 
SGB II liegen insbesondere vor, wenn: 
 
1. eine sachliche Rechtfertigung oder eine Zusicherung des Erstauszuges vorliegt     
und sich die Umstände nicht verändert haben 
2. eine Schwangerschaft der unter 25-jährigen Person vorliegt 
3. der Kindesvater oder Partner (U 25) mit der Schwangeren zusammenziehen will 
(eigene Familiengründung) (vgl. ebd.) 
 
Die eben genannten Ausnahmegründe stellen keine abschließende Aufzählung dar.  
Im Einzelfall können diese im Sinne des Gesetzteszweckes erweitert werden 
(Ermessensentscheidung).  
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Bei der Prüfung, ob den Betroffenen (Personen unter 25 Jahren) ein Umzug bzw. der 
Auszug aus dem elterlichen Wohnraum zugesichert wird, soll die Sachkompetenz der 
öffentlichen Jugendhilfe genutzt werden (Einschätzung, ob ein schwerwiegender 
sozialer Grund vorliegt). Der Deutsche Verein rät in seinen Empfehlungen deshalb, 
dass Personen unter 25 Jahren zur Einwilligung in die Verwendung von Daten des 
Jugendhilfeträgers aufgefordert werden sollen. Dabei dürfen die vom Jugendhilfeträger 
nach § 65 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII erhaltenen Informationen nur zweckgebunden 
verwendet werden. Die Entscheidung, ob dem Umzug bzw. Auszug zugestimmt wird, 
bleibt dem Leistungsträger des SGB II vorbehalten. (vgl. http://www.deutscher-
verein.de vom 26.01.2010).  
 
Von der Ausdehnung der Bedarfsgemeinschaft auf Volljährige unter 25 erhofft sich die 
Bundesregierung Einsparungen, da dem Staat die Kosten für die „Hartz IV“ – Reform 
enorm aus dem Ruder gelaufen sind. Hierbei bin ich in meiner Literaturrecherche auf 
einen kritischen Kommentar gestoßen, der meines Erachtens sehr passend ist. 
 
„In Wirklichkeit geht es nicht um Missbrauchbekämpfung, um Gerechtigkeit gegenüber 
schwer arbeitenden LohnarbeiterInnen, sondern darum, die Kosten für die wachsende 
Zahl von Jugendlichen, die vom Kapital abgeschrieben werden, auf ihre Familien zu 
verlagern und darum, zu diesem Zweck weitere Spaltungen innerhalb der Gesellschaft 
zu forcieren.“ (AG Tu Was 2006, S. 157) 
 
Durch die Erweiterung der Unterhaltspflicht für die Eltern verlieren viele erwerbslose 
junge Menschen ihren Anspruch auf Leistungen des SGB II, da ihre Eltern aufgrund 
von zu hohem Einkommen und Vermögen in der Lage sind, für deren Lebensunterhalt 
aufzukommen. Dies spart zum einen Staatsgelder ein, zum anderen verschönert es die 
Statistik, da dadurch eine Abnahme der ALG II – Bedarfsgemeinschaften zu 
verzeichnen ist. Die Leidtragenden dieser ganzen Reform sind vor allem die jungen 
Menschen, die in einer bedeutenden Entwicklungsphase in ihrer Autonomie beraubt 
sind. Junge Volljährige müssen in der elterlichen Bedarfsgemeinschaft verharren, 
obwohl aus entwicklungs-psychologischer Sicht der Drang nach Verselbständigung im 
Vordergrund steht (siehe Punkt 1.4). Dies hat natürlich Auswirkungen auf das familiäre 
Zusammenleben. Somit kann es zu einer Verstärkung der Konfliktpotentiale kommen, 





Peter Schruth hat diesbezüglich folgende Beispiele aufgeführt.  
 
„ Auswirkungen der 'Verhaftung' junger Volljähriger in der familiären Bedarfsgemein-
schaft können (…) sein: 
 
- daraus sich verschärfende familiendynamische Konflikte, 
- Existenzgefährdungen bei den jungen Volljährigen, die es zu Hause trotz der 
verweigerten Auszugsgenehmigung nicht länger aushalten, davonlaufen und 
prekäre Bedingungen eines Lebens auf der Straße oder im Mitwohnen (bei 
Bekannten) notgedrungen vorziehen, 
- durch familiäre Konflikte bedingte schulische und ausbildungsbezogene 
Abbrüche, 
- zweifelhafte Auswege zur Begründung von Ausnahmen einer zu erwartenden 
verweigerten Auszugsgenehmigung wie z.B. Schwangerschaften, Scheinverhei-
ratungen.“ (Schruth 2008, S. 360) 
 
Man kann also sagen, dass die Jugendhilfe mit einem neuen Beratungs- und 
Unterstützungsbedarf junger erwerbsloser Volljähriger konfrontiert ist, welche in 
konfliktreichen elterlichen Bedarfsgemeinschaften leben oder auch aus diesen 
geflüchtet sind.  
Das SGB VIII bietet bei Bedarf besondere sozialpädagogische Hilfen zur Verselb-
ständigung an (§§ 13, 19, 41 SGB VIII). Es scheint so, als würde die eine öffentliche 
Hand (SGB II) indirekt prekäre Lebensumstände hervorrufen, was die andere 
öffentliche Hand (SGB VIII und SGB XII) sozialpädagogisch sowie materiell wieder 
auffängt. (vgl. ebd, S. 360)  
 
 
§ 31 Abs. 5 SGB II 
 
Ein weiterer Aspekt, der prekäre Lebenssituationen für junge Menschen hervorrufen 
kann, ist das verschärfte Sanktionierungsgebot gemäß § 31 Abs. 5 SGB II.  Hiernach 
greifen die Sanktionen bei allen Pflichtverletzungen für die unter 25-Jährigen 
wesentlich schneller als bei älteren ALG II – BezieherInnen. So kann bereits bei der 
ersten Pflichtverletzung die Regelleistung vollständig entfallen. Bei wiederholten 
Pflichtverletzungen kann auch die Kostenübernahme für Unterkunft und Heizung für 
drei Monate versagt werden. (vgl. Schiller 2008, S. 131) Gemäß § 31 Abs. 5 Satz 5 
SGB II können Kosten für Unterkunft und Heizung geleistet werden, wenn der 
32 
Betroffene sich nachträglich bereit erklärt, seinen Pflichten nachzukommen.  
Von der Bundesagentur für Arbeit wird das Sanktionssystem des SGB II mittels 
wissenschaftlicher Untersuchungen gerechtfertigt. Demnach weisen strengere Grund-
sicherungsträger und strenger sanktionierende Fallmanager höhere Vermittlungs-
quoten auf. (Bundesagentur für Arbeit 2008 in: vgl. Szynka 2008, S. 127)  
Es ist aber parallel dazu erkennbar, dass das verschärfte Sanktionsgebot für die 
Personengruppe der unter 25-Jährigen nicht nur zu höheren Vermittlungsquoten führt 
sondern auch zu einem erhöhten Risiko, wohnungslos zu werden. (ZBS Oldenburg 
Jahresbericht 2006 in: vgl. ebd., S. 127) Das bedeutet, dass das verschärfte 
Sanktionsgebot (U 25), welches eigentlich dazu dienen soll, die jungen Menschen 
schneller zu aktivieren und somit die Integration in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt 
zu fördern, indirekt zur Ausgrenzung führt. Denn nur bei einem Teil der Zielgruppe zeigt 
das Androhen von Sanktionen Wirkung. Dies sind dann meist junge Menschen, die 
eher rational kalkulieren und somit von vornherein bessere Vermittlungschancen 
mitbringen. (vgl. ebd., S. 127) Bei denjenigen, die sich durch Drohungen weder 
abschrecken lassen noch sich durch vollstreckte Sanktionen aktivieren lassen, besteht 
durch den Wegfall von Leistungen die Gefahr, sich durch Schulden (Miete, Energie 
etc.) oder durch verschärfte Problemkonstellationen innerhalb der elterlichen 
Bedarfsgemeinschaft in prekäre Lebensumstände zu begeben.  
 
Da die Gefährdung der Existenzsicherung von jungen Erwachsenen im SGB II - 
Leistungssystem ein ernsthaftes Problem darstellt, bin ich der Meinung, dass gerade 
für diese Personengruppe ein verstärktes Aufklärungs-, Beratungs- und Unter-
stützungsangebot notwendig ist.  
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6 Schnittstellen des SGB II und SGB VIII  
 
Das „Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ hat große 
Veränderungen und Auswirkungen auf angrenzende Leistungsbereiche mit sich 
gebracht. In der direkten Arbeit mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen, vor allem  
wenn es um Fragen zur Berufsberatung, zur Ausbildungsplatzsuche, zur Vermittlung in 
Berufsvorbereitende Maßnahmen oder der Übergang von stationärer Jugendhilfe in 
ALG II geht, werden  Schnittstellen zwischen dem SGB II, III, VIII und XII deutlich. 
Hervorheben möchte ich im Rahmen dieser Arbeit aber vor allem die Jugendhilfe. Mit 
dem SGB II ist die Jugendhilfe und hier insbesondere die Jugendsozialarbeit nach § 13 
SGB VIII durch den § 3 Abs. 2 SGB II und die dort geregelte Leistung der 




6.1 Inhaltliche Gegensätze und gemeinsame Zielgruppe 
 
Das Grundverständnis des SGB VIII unterscheidet sich grundlegend von dem des SGB 
II und SGB III. Die Arbeit der Jugendhilfe ist geprägt von dem Gedanken der Erziehung 
und der Hilfe zur Selbstverwirklichung der Jugendlichen. Hierbei soll die eigen-
verantwortliche und gemeinschaftsfähige Persönlichkeit gefördert werden, eng 
verbunden mit einem persönlichen Wunsch- und Wahlrecht.  Die Arbeit der Jugendhilfe 
basiert also auf einer freiwilligen Partizipation. Dies ist förderlich, um eine Grundlage 
für Vertrauen zu schaffen sowie die Selbstverantwortung des jungen Menschen zu 
stärken. Eine Sanktionierung bei Ablehnen von Hilfeangeboten wäre hierbei 
kontraproduktiv. Dahingehend ist der Grundsatz des Förderns im SGB II (sowie im 
SGB III) eher autoritärfürsorglich gedacht. Bei Ablehnung der Angebote oder 
Nichtnachkommen der Mitwirkungspflicht folgen Sanktionierungen, wobei für die unter 
25-Jährigen ein verschärftes Sanktionsgebot besteht (siehe Punkt 5.2, § 31 Abs. 5 
SGB II).  
Ebenso erfährt der Begriff der „Eigenverantwortung“ eine unterschiedliche Bedeutung. 
Während im SGB II (und SGB III) die Eigenverantwortung vorausgesetzt wird, um 
Leistungen zu erhalten, stellt sie im SGB VIII unter anderem ein Förderziel dar. Die 
„Hartz IV“ – Gesetzgebung geht folglich davon aus, dass die erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen über grundlegende Voraussetzungen, Grundfertigkeiten und Fähigkeiten 
verfügen, sich um eine Arbeit zu kümmern und nur noch angespornt werden müssen, 
um diese auch zu finden. Die SGB VIII – Gesetzgebung hingegen geht von dem 
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Grundsatz aus, dass die Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit noch nicht abgeschlossen ist und durch die 
Leistungen des SGB VIII gefördert wird. (vgl. Rätz-Heinisch 2007, S. 22 f.)  
 
Die gegensätzlichen Leitgedanken im Tätigwerden beider Leistungsbereiche (SGB II 
und SGB VIII) sind offensichtlich. Trotzdem haben beide Leistungsträger eine 
gemeinsame Zielgruppe und müssen somit zum Wohle dieser jungen Menschen 
zusammenarbeiten. Dies bringt viele Konflikte und Spannungen mit sich, sowohl 
zwischen den MitarbeiterInnen der verschiedenen Träger als auch zwischen ihnen und 
den jungen Menschen.  
 
 
6.2 Leistungskonkurrenz von § 3 Abs. 2 SGB II und § 13 SGB VIII 
 
Obwohl die Leistungsgesetzte des SGB II und SGB VIII über grundlegend 
unterschiedliche Leitgedanken verfügen, kommt es zu Überschneidungen des 
Angebotskatalogs. Hierbei stellt sich nun die Frage des Vorrangs bzw. des Nachrangs.  
Grundlegend wird das Konkurrenzverhältnis zwischen SGB II und SGB VIII in § 10 
Abs. 3 SGB VIII geregelt.  
 
„(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem Zweiten Buch 
vor. Leistungen nach § 3 Abs. 2 und §§ 14 bis 16 des Zweiten Buches gehen den 
Leistungen nach diesem Buch vor.“ (§ 10 Abs. 3 SGB VIII) 
 
Grundsätzlich gilt also ein Vorrang der Jugendhilfeleistungen gegenüber den 
Leistungen des SGB II. Ausgenommen von der Vorrangregelung sind aber die 
originären Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (§§ 3 Abs. 2, 14 bis 16 SGB II), wie 
sie von dem Träger der Grundsicherung angeboten werden. „Junge Menschen, die 
unter 25 Jahre alt sind und nach dem SGB II erwerbsfähig und hilfebedürftig sind, sind 
unverzüglich nach Antragstellung in Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgelegenheit zu 
vermitteln (§ 3 Abs. 2 SGB II), ihnen ist ein 'persönlicher Ansprechpartner' zur 
Verfügung zu stellen (§ 14 SGB II), mit ihnen ist eine Eingliederungsvereinbarung 
abzuschließen (§ 15 SGB II) und es sind ihnen nach Bedarf spezifische SGB III – 
Leistungen, oder weitere Leistungen wie z. B. Schuldnerberatung, Suchtberatung oder 
psychosoziale Betreuung zu gewähren (§ 16 SGB II).“ (Schruth/Pütz 2006, S. 3)  
Der Nachrang des SGB VIII gilt allerdings nur, wenn beide Leistungen den gleichen 
Zweck verfolgen. Wenn also Jugendliche oder junge Erwachsene über die SGB II - 
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Leistungen hinaus noch weiteren Unterstützung-, Beratungs- oder Begleitungsbedarf 
im Sinne der Entwicklung einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit aufzeigen, können zusätzliche Leistungen nach dem § 13 SGB VIII 
geleistet werden, auch wenn die Zielperson gleichzeitig dem Anwendungsbereich des 
SGB II unterliegt.  
 
Die Frage des Vorrangs bzw. Nachrangs stellt sich nicht, wenn die jungen Menschen 
nach den Vorschriften des SGB II nicht leistungsberechtigt sind, weil sie: 
 
- das 15. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, 
- nicht erwerbsfähig sind,  
- im Sinne des SGB II nicht hilfebedürftig sind,  
- länger als 6 Monate stationär untergebracht sind, 
- Leistungsbezug nach Asylbewerberleistungsgesetz erhalten,  
- keine Arbeitserlaubnis haben oder 
- keinen Antrag auf ALG II gestellt haben.  
 
Jedoch sollte man bezüglich des letzten Punktes beachten, dass der öffentliche 
Jugendhilfeträger nicht allein dadurch zuständig wird, weil der junge Mensch keine 
SGB II - Leistungen beantragt hat. Es besteht nämlich kein Wahlrecht bezüglich des 
zuständigen Leistungsträgers. Der Jugendhilfeträger muss folglich seiner Beratungs-
pflicht (§ 14 SGB I) nachkommen und auf Antragstellung im Rahmen des SGB II 
hinwirken. Beratungsangebote nach § 13 SGB VIII sind von der Nachrangregelung des 
§ 10 Abs. 2 SGB VIII nicht betroffen. 
 
Des Weiteren besteht mangels Leistungskongruenz eine Zuständigkeit nach § 13 SGB 
VIII bei jungen Menschen, welche 25 und 26 Jahre alt sind, da sie nicht mehr in die 
Zielgruppe U 25 des SGB II fallen.  
Die Jugendhilfeträger sind auch dann nach § 13 SGB VIII zuständig, wenn zum 
Beispiel Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen nach § 13 Abs. 2 SGB VIII 
gemäß § 27 Abs. 3 SGB VIII im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung i. V. m. §§ 28 – 35 
SGB VIII oder einer Hilfe für junge Volljährige nach § 41 i. V. m. § 27 SGB VIII 
stattfinden. Hierbei soll die Hilfeleistung der Unterstützung der Personenberechtigten 
bei der Erziehung eines Kindes oder Jugendlichen (§ 27 Abs. 1 SGB VIII) dienen und 
ist somit wegen der anderen inhaltlichen Ausrichtung nicht von der Nachrangregelung 
des § 10 Abs. 3 SGB VIII betroffen. (vgl. Pàrosanu 2006, S. 11)  
Ebenso sind Maßnahmen, wie aufsuchende Jugendsozialarbeit oder Schulsozialarbeit 
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nach § 13 Abs. 1 SGB VIII sowie das sozialpädagogisch begleitete Wohnen nach § 13 
Abs. 3 SGB VIII nicht von der Nachrangregelung des § 10 Abs. 3 SGB VIII betroffen, 
da das SGB II hierfür keine kongruenten Leistungen bereithält.  
 
Der Anwendungsbereich der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII ist durch den § 3 
Abs. 2 SGB II zwar eingegrenzt, jedoch besteht keine umfassende Vorrangstellung der 
SGB II – Leistungsträger.  Wenn junge Menschen also in erhöhtem Maße einer 
sozialpädagogischen Unterstützung zu ihrer sozialen Integration bedürfen, gehört es 
weiterhin zur Aufgabe der Jugendsozialarbeit diese jungen Menschen bei der 
Gestaltung der Übergangsphase Schule – Beruf zu beraten, zu unterstützen und zu 
begleiten. Dennoch muss man anmerken, dass sich in der Praxis immer wieder 
Probleme bezüglich der entstehenden Schnittstellen zwischen den beiden 
Fachbehörden auftun. Aus diesem Grund wurden bereits zahlreiche Fachtagungen und 
Konferenzen durchgeführt, bei denen explizit auf die Erfordernisse lokaler und 
kommunaler Kooperationen hingewiesen wurde. Denn nur eine geregelte 
Zusammenarbeit beider Leistungsträger kann über die Hürden dieses 
„Zuständigkeitsdschungels“ hinweghelfen.    
 
 
7 Kooperation zwischen den Trägern der Jugendhilfe und den Trägern der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende 
 
Die Kooperation zwischen den Jugendämtern und den Job-Centern bzw. ARGEn ist 
bundesweit oft mangelhaft. Aufgrund der Leistungskonkurrenz und des unter-
schiedlichen Selbstverständnisses der beiden Hilfesysteme, wie vorhergehend 
beschrieben, wird eine systematische Kooperation oft problematisch gesehen. 
Trotzdem sollte im Sinne der jungen Menschen bei einem festgestellten Hilfebedarf 
eine gemeinsame Hilfeplanung angestrebt werden, um den erwerbslosen jungen 
Menschen ausreichende Beratung, Unterstützung und Maßnahmen zur Integration auf 
den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie zur Verselbständigung anbieten zu können.  
Da häufig auch schon oft unter den MitarbeiterInnen der Dienste Unklarheiten 
bezüglich der genauen Gesetzeslage und dem korrekten Umgang der Schnittstellen 
beider Leistungsgesetze bestehen, werden demzufolge auch die jungen Menschen oft 
ungenügend oder falsch beraten.  
 
Es bedarf also grundsätzlich der Entwicklung von geeigneten Verfahrensweisen und 
verbindlichen Kooperationsformen zwischen beiden Leistungsträgern (SGB VIII und 
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Job-Centern U 25 im Rahmen von SGB II), damit einerseits die Wahrung der jeweils 
eigenen Arbeits- bzw. Gesetzesaufträge und andererseits eine bedarfsgerechte 
Beratung der jungen Menschen gewährleistet werden kann.  
 
Der Gesetzgeber hat diesbezüglich für die SGB II – Leistungsträger im § 18 SGB II und 
für die Jugendhilfeträger im § 81 SGB VIII eine Grundlage für eine solche 
Zusammenarbeit geschaffen.  
Auf struktureller Ebene können hierbei von Seiten der SGB II – Träger regionale 
Jugendkonferenzen durchgeführt werden, um entsprechend der örtlichen 
Möglichkeiten und Erfordernisse die Ressourcen und jugendspezifischen Angebote 
aller Bildungs- und Arbeitsmarktakteure im Interesse einer nachhaltigen sozialen sowie 
beruflichen Integration junger Menschen aufeinander abzustimmen und zu optimieren. 
Von Seiten der Jugendhilfeträger sollten Arbeitsgemeinschaften gemäß § 78 SGB VIII 
gebildet werden, um mittels verbindlicher öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen eine 
Zusammenarbeit bzw. Kooperation der beteiligten Leistungsträger an der Schnittstelle 
konkurrierender Leistungen zu regeln. (vgl. Schruth/Pütz 2006, S. 13) 
Auf der Fallebene könnte die Zusammenarbeit beispielsweise dahingehend gestaltet 
werden, dass die Job-Center die Beratungstätigkeit der freien Jugendhilfeträger 
einbeziehen und die Jugendhilfe die Fachkräfte der Job-Center an Hilfeplan-
gesprächen (§ 36 SGB VIII) beteiligen. (vgl. ebd., S. 13)  
 
 
8 Beispiel für eine gelingende Zusammenarbeit zwischen den Trägern der 
Jugendhilfe und den Trägern der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
 
Folgend ist ein Beispiel aufgeführt, wie eine Zusammenarbeit zwischen den Trägern 
der Jugendsozialarbeit und den Job-Centern U 25 im Rahmen von SGB II gelingen 
kann. Dieses Ablaufdiagramm stellte Peter Schruth in seinem Vortrag „An der 
Schnittstelle von Jugendsozialarbeit und § 3 Abs. 2 SGB II“ auf der 1. Jugendkonferenz 
am 07.11.2005 in Münster vor.  
 
In dieser Übersicht bzw. in diesem Diagramm ist erkennbar, dass eine Zusammen-
arbeit beider Leistungsträger möglich ist, in der sowohl die jeweiligen gesetzlichen 
Aufgabenbereiche beachtet als auch deren jeweiligen Eigenständigkeiten gewahrt 
werden können. Das Job-Center U 25 nutzt hierbei vor allem die Fachkompetenz der 
Träger der Jugendsozialarbeit an zwei Punkten, nämlich an der so genannten 
Weichenstellung und der Hilfeplanung. (vgl. Schruth in www.der-paritaetische.de vom 
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13.12.2009, S. 12) Beide Leistungsträger bilden somit gemeinsam und partner-
schaftlich ein Fördersystem, um Voraussetzungen für die berufliche Integration 
Jugendlicher und junger Erwachsener unter 25 Jahren zu schaffen.   
 
 
Abbildung 4: Idealtypisches Diagramm für die Zusammenarbeit der Träger der Jugendsozialarbeit (JSA) mit den 
Job-Centern U 25 im Rahmen von SGB II 
 
 







Der Übergang ins Erwachsenenalter ist, wie im ersten Teil meiner Ausarbeitung bereits 
geschildert, für alle Menschen ein bedeutender Lebensabschnitt, der mit besonderen 
Herausforderungen, Problemen und Risiken verbunden ist. Gemessen an den 
traditionellen Kriterien, wie Heirat, Familiengründung und Erwerbsarbeit, kann man von 
einer Ausdehnung der Lebensphase Jugend sprechen. Dies resultiert aus verlängerten 
Bildungs- und Ausbildungsphasen und dem damit einhergehenden verzögerten Eintritt 
auf den Arbeitsmarkt. Somit kommt es zu einer Hinauszögerung der Verselbständigung 
auf ökonomischer Hinsicht. In diesem Zusammenhang erfolgt auch eine spätere 
Realisierung von Heirat und Familiegründung. Hinzu kommt die derzeitige schwierige 
Arbeitsmarktsituation, welche die Bewältigung des Übergangsprozesses zusätzlich 
erschwert und mit mehr Hindernissen, Belastungen und Barrieren verbunden ist.   
 
Es bestehen zwar zahlreiche Möglichkeiten, jungen Menschen auf dem Weg ins 
Ausbildungs- und Berufssystem zu unterstützen und der Jugendarbeitslosigkeit 
entgegenzutreten. Dennoch muss man feststellen, dass immer mehr Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen der Zugang zu Ausbildung und Beruf nicht gelingt und sie somit 
in den Kreislauf sozialer Unterstützungsleistungen geraten. Auch haben sich durch die 
„Hartz IV“ – Reform und der daraus resultierenden Sonderbehandlung hilfebedürftiger 
erwerbsloser unter 25-Jähriger die Lebensumstände für diese jungen Menschen sowie 
deren Familienangehörige verändert. Man kann sagen, dass vielen jungen Menschen 
hierdurch der Weg in die Selbständigkeit verbaut wird und sie in ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung eingeschränkt werden. Es wird also deutlich, dass sich die 
Lebensanforderungen der jungen Menschen in der Übergangsphase zum 
Erwachsenenalter stark gewandelt haben und zahlreiche Risiken entstanden sind, 
durch welche sie in prekäre Lebenssituationen geraten können, aus denen sie sich 
ohne bedarfsgerechte Unterstützungsmöglichkeiten kaum herauslösen können.  
 
Die zur Verfügung stehenden berufsbezogenen Unterstützungsleistungen des SGB II 
und des SGB VIII für junge Menschen weisen aufgrund ihrer verschiedenen 
Leitgedanken starke Unterschiede in ihrer Betreuungs- und Beratungsintensität auf. 
Man muss sagen, dass beide Leistungsträger über sehr gegensätzliche 
Beratungskonzepte verfügen.  In der Jugendhilfe wird oftmals die Erfahrung gemacht, 
dass die Beratung benachteiligter Jugendlicher auf freiwilliger Basis, Niedrig-
schwelligkeit und dem Aufbau eines Vertrauensverhältnisses die nachhaltigsten Erfolge 
erzeugt. In den Job-Centern hingegen wird vor allem auf der Basis von Druck, Auflagen 
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und Sanktionen gearbeitet. Doch Jugendliche und junge Erwachsene in ihren 
Berufsfindungsprozessen zu beobachten und zu begleiten ist sehr wichtig. Junge 
Menschen, die sehr unsicher, pessimistisch oder sogar aufbrausend sind, benötigen 
eine andere Hilfe als diejenigen, die sich treiben lassen ohne darunter zu leiden oder 
die schwer zu rationalen Planungen zu bewegen sind. Unter Beachtung dieser 
Gegebenheiten sollten neue Angebote und Grundlagen für eine Zusammenarbeit 
beider Leistungsträger konzipiert werden, damit den jungen Menschen eine 
bedarfsgerechte Beratung und Hilfeleistung und somit eine nachhaltige berufliche 
Integration gewährleistet werden kann.  
 
Eine Zusammenarbeit zwischen Jugendamt und dem Träger der Grundsicherung kann 
mittels so genannter „Kooperationsvereinbarungen“ verbindlich gestaltet werden. 
Hierbei sollten die jeweiligen sachlichen Zuständigkeiten eindeutig beschrieben 
werden. Genauso sollte eine Entwicklung verbesserter Zugangskonzepte durch 
niedrigschwellige Beratungsangebote stattfinden sowie das jeweilige Angebots-
spektrum (Zielgruppen, Hilfeplanprozess, möglichst passende Angebote, Minimierung 
von hochschwelligen Zugängen und Übergängen) profiliert werden. Ebenso ist es 
notwendig, dass (handlungsorientierte) Fortbildungen zwischen dem Fallmanagement 
der Job-Center U 25 und den Trägern der Jugendsozialarbeit zu den Themen 
Diagnostik und Beratungsmethodik stattfinden. (vgl. Schruth in www.der-paritaetische. 
de vom 13.12.2009, S. 11 f.) Durch Kooperationsvereinbarungen und dem Abgleich 
von Leistungsangeboten können bedarfsgerechte und ökonomisch sinnvolle Strukturen 
zur Unterstützung Jugendlicher und junger Erwachsener gerade in der 
Übergangsphase Schule – Beruf aufgebaut werden. Die sozialpädagogischen 
Fachkräfte der Träger der Jugendsozialarbeit verfügen über umfassendes Wissen über 
Lebensumstände und -risiken sowie entwicklungs-psychologischer Gegebenheiten der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Sie handeln mit dem Wissen, dass die 
berufliche Orientierung Jugendlicher und junger Erwachsener in einen 
lebensphasentypischen, bewältigungsbiografischen Orientierungs- und Handlungs-
zusammenhang eingebettet ist. (vgl. Blickwede/Kehler/Raitelhuber 2006, S. 24) Die 
Bewältigungsaufgaben des Jugend- und jungen Erwachsenenalters und deren 
sozialräumliche wie entwicklungsspezifische Dynamik sollten daher gerade in der 
arbeitsweltbezogenen Beratungstätigkeit ins Blickfeld gerückt werden. Aus diesem 
Grund ist es meiner Ansicht nach erforderlich, dass Angebote für junge Menschen im 
Jugend- und jungen Erwachsenenalter aus einer sozialpädagogischen Perspektive 
heraus begleitet und neue Konzepte zur sozialen Unterstützung entwickelt werden.   
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Anlage 1:  Regelangebote der Benachteiligtenförderung  
 
Regelangebote definieren sich über gesetzliche, unbefristete Angebote für junge 
Menschen, in der Regel verbunden mit einem individuellen Fördertatbestand. Die 
Angebote werden oft als Bildungsmaßnahmen im Auftrag der BA durchgeführt. 
 
 
Quelle: http://datenreport.bibb.de/html/75.htm vom 15.01.2010 
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Anlage 2:  Programme der Benachteiligtenförderung 2008 
 
Sonder- und Modellprogramme sind zeitlich begrenzt, in Modell- oder Programm-




Quelle: http://datenreport.bibb.de/html/75.htm vom 15.01.2010 
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